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An den Herrn 

Präsidenten des Dentsrhen Bundestages 

Betr. : Früherer „Oberreichsanwalt" Lautz 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 190 — 


Die Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Biindesminister der Justiz wie folgt: 

Zu 1. 

Das förmliche Disziplinarverfahren gegen den früheren Ober- 
reichsanwalt beim Volksgerichtshof Lautz ist am 31. Januar 
19v56 eingeleitet worden. 

Zu 2. 

Mit Schreiben vom 16. Oktober 1954 sind Lautz die Ver- 
fehlungen mitgeteilt worden, die ihm damals zur Last gelegt 
werden konnten. Auf Grund seiner Einlassung hierzu sind 
zur vorbereitenden Aufklärung des Sachverhalts weitere 
Ermittlungen notwendig geworden, die zur Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens geführt haben. 

Zu 3. 

Auf Grund des Ergebnisses der selir umfangreidien Unter- 
suchung ist die Anschuldigungsschrift von dem Biindesdiszi- 
plinaranwalt gefertigt worden; sie liegt seit Ende November 
1957 der zuständigen Bunclesdisziplinarkammer zur Anberau- 
mung des Hauptverhandlungstermins vor. 

Zu 4. 

Eine Strafanzeige des Bundestagspräsidenten D. Dr. Gersten- 
maier gegen Lautz liegt nicht vor. Von dem Generalstaats- 
anwalt bei dem Landgericht Berlin und von dem Oberstaats- 
anwalt in Lübeck werden jedoch z. Z. auf mehrere Anzeigen 
anderer Personen strafrechtliche Ermittlungen gegen Lautz 
wegen seiner Tätigkeit als Oberreichsanwalt bei dem früheren 
Volksgerichtshof geführt, die noch nicht abgeschlossen sind. 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Zu 5. und 6. 

Als Oberreichsanwalt beim Volksgerichtshof hat Lautz in einer 
Anzahl Verfahren die Todesstrafe beantragt und bei der 
Vollstreckung von Todesurteilen mitgewirkt. Inwieweit diese 
Beteiligung nach Maßgabe der vom Bundesgerichtshof in seiner 
Entscheidung vom 28. Juni 1956 für den damals zu entschei- 
denden Fall aufgestellten Grundsätze als Verbrechen zu be- 
werten ist, wird im Rahmen der aus diesem Anlaß gegen 
Lautz geführten Straf- und Disziplinarverfahren festzustellen 
sein. 


Dr. Schröder 
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